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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Dr. STEININGER als Vorsitzenden und den Richter Mag. Dr.
NIEDERWIMMER und den fachkundigen Laienrichter Mag. SOMMERHUBER als Beisitzer Uber die Beschwerde von XXXX
, geb. XXXX , gegen den Bescheid des Sozialministeriumservice, Landesstelle Oberdsterreich, vom 19.07.2017, ZI. OB:
XXXX, in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

A) Der Beschwerde wird gemal? § 28 Abs 1

Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 idgF iVm § 1 Abs 2, § 40 Abs 1, 8 41 Abs 1 und 2, §
42 Abs 1 und 2, 8 43 Abs 1, 8 45 Abs 1 bis 3, § 54 Abs 12, § 55 Abs 4, § 55 Abs 5 Bundesbehindertengesetz (BBG), BGBI.
Nr. 283/1990 idgF wegen Vorliegens der Voraussetzungen fur die Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit
der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung"
in den Behindertenpass stattgegeben.

B) Die Revision ist gemaR Art 133 Abs 4 Bundesverfassungsgesetz
(B-VG), BGBI. Nr. 1/1930 idgF nicht zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

Die Beschwerdefuhrerin (im Folgenden "BF" bzw. "bP" genannt) beantragte mit Schreiben vom 16.5.2017, am 18.5.2017
bei der belangten Behorde (folglich "bB" bezeichnet) einlangend, die Ausstellung eines Ausweises gem. 8 29b StVO bzw.
die Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benutzung &ffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
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Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung" in den Behindertenpass und brachte ein Konvolut von
arztlichen Schreiben in Vorlage.

Basierend auf der am 5.7.2017 erfolgten klinischen Untersuchung sowie Erstellung eines Gutachtens durch Dr.in XXXX
wurde der Antrag der BF mit im Spruch bezeichneten Bescheid abgewiesen.

Dagegen erhob die BF binnen offener Frist das Rechtsmittel der Beschwerde und brachte neuerlich medizinische
Unterlagen in Vorlage.

Eine am 9.11.2017 durch Dr. XXXX neuerlich erfolgte klinische
Untersuchung erbrachte im Wesentlichen nachstehendes Ergebnis:
Ergebnis der durchgefihrten Begutachtung:

Lfd. Nr. -Bezeichnung der korperlichen, geistigen oder sinnesbedingten Funktionseinschrankungen, welche
voraussichtlich langer als sechs Monate andauern werden:

1 -Totalendoprothese im rechten Kniegelenk, Valusgonarthrose links

2 -degenerative Wirbelsdulenerkrankung

3 -Totalendoprothese in beiden Huftgelenken

4 -affektive Stérung

5 -chronisch obstruktive Lungenerkrankung Grad 2

6 -Varizen

7 -arterielle Hypertonie

8 -Schilddrisenerkrankung

9 -Bewegungseinschrankung im rechten Schultergelenk unklarer Genese

10 -Carpaltunnelsyndrom rechts, operiertes CTS links

Stellungnahme zu gesundheitlichen Anderungen im Vergleich zum Vorgutachten:
Das Leiden unter aktueller Nr.1 hat sich verschlechtert, die Leiden unter Nr.9 und 10 sind neu aufgetreten

1. Zumutbarkeit der Benltzung offentlicher Verkehrsmittel - Welche der festgestellten Funktionsbeeintrachtigungen
lassen das Zurtcklegen einer kurzen Wegstrecke, das Ein- und Aussteigen sowie den sicheren Transport in einem
offentlichen Verkehrsmittel nicht zu und warum? Die Leiden unter Nr.1,2,3 und 5 schranken zusammenwirkend mit
dem massiven Ubergewicht die Mobilitat ein; eine kurze Wegstrecke kann aus eigener Kraft aufgrund der funktionellen
Einschrankung und belastungsabhéngigen Schmerzen der Hift-und Kniegelenke und des hochgradigen Ubergewichtes
sowie der méaRigen Funktionseinschrankung der Lunge nur mit Pausen zuriickgelegt werden; das Uberwinden der
Niveauunterschiede beim Ein-und Aussteigen sowie der sichere Stand und Platzwechsel in einem offentlichen
Verkehrsmittel sind selbststandig zwar mdglich ,durch die vorhin beschriebenen Einschrankungen jedoch in

bestimmten Fahrtsituationen ( Anfahren / Abbremsen) erheblich erschwert .

2. Zumutbarkeit der Bentitzung 6ffentlicher Verkehrsmittel - Liegt eine schwere Erkrankung des Immunsystems vor?
Nein

Gutachterliche Stellungnahme:

Beim Letztgutachten wurden zwar die einzelnen Erkrankungen beschrieben, jedoch die Auswirkungen des
hochgradigen Ubergewichtes auf schon beeintrachtigte Gelenksfunktionen beim Zuriicklegen einer Wegstrecke und
Austarieren des Gleichgewichtes wahrend samtlicher Phasen der Fahrt eines 6ffentlichen Verkehrsmittels ,speziell

beim raschen Anfahren/ Abbremsen nicht berlcksichtigt. Deshalb liegen m. E. aus medizinischer Sicht die

Voraussetzungen zur Vornahme der Zusatzeintragung vor.

Mit ho. Schreiben wurde der BF das letztgenannte Gutachten mit der Méglichkeit zur Stellungnahme gem.8 45 Abs. 3
AVG ubermittelt.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
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1.0. Feststellungen (Sachverhalt):

Es war festzustellen, dass die Voraussetzungen fir die Vornahme der beantragten Zusatzeintragung vorliegen.
2.0. Beweiswurdigung:

2.1. Zum Verfahrensgang:

Der oben unter Punkt I. angefiihrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen
Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten der bB und des vorliegenden Gerichtsaktes des
Bundesverwaltungsgerichtes.

Der oben unter Punkt I.1. festgestellte Sachverhalt beruht auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht auf
Grund der vorliegenden Akten durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens.

Die Feststellungen zu den allgemeinen Voraussetzungen ergeben sich durch Einsicht in das zentrale Melderegister

sowie die sonstigen relevanten Unterlagen.

2.2. Aufgrund des vorliegenden Verwaltungsaktes ist das ho. Gericht in der Lage, sich vom entscheidungsrelevanten
Sachverhalt im Rahmen der freien Beweiswurdigung ein ausreichendes und abgerundetes Bild zu machen. Die freie
Beweiswurdigung ist ein Denkprozess der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu einer
Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, fiihrt. Der
Verwaltungsgerichtshof fihrt dazu prazisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswurdigung nur dann als
erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und sichere
Anhaltspunkte fur eine derartige Schlussfolgerung liefern (VwGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). Hauer/Leukauf,
Handbuch des 6sterreichischen Verwaltungsverfahrens,

5. Auflage, 8 45 AVG, E 50, Seite 305, fihren beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom
29.02.1987, Zahl13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prifung aller fUr und wider vorgebrachten
Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare andere
Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den Methoden
einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zuganglich ist, dem Richter ein
empirisch-historischer Beweis genligen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine héchste, ja auch eine
(nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu begriinden, ( )".
Vergleiche dazu auch VwGH vom 18.06.2014, Ra 2014/01/0032.

Basierend auf der standigen Rechtsprechung des VwGH bedarf es in einem Verfahren Uber einen Antrag auf
Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder
Gesundheitsschadigung" in einen Behindertenpass regelmalig eines arztlichen Sachverstandigengutachtens, das die
Auswirkungen der Gesundheitsschadigung auf die Zumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel beurteilt,
sofern diese Frage nicht in einem unmittelbar zuvor durchgefihrten Verfahren gemal? 8 14 Abs 2
Behinderteneinstellungsgesetz (BEinstG) im Rahmen der drztlichen Begutachtung ausreichend behandelt wurde oder
die Unzumutbarkeit aufgrund der Art der Gesundheitsschadigung auf der Hand liegt (vgl auch VwGH vom 01.03.2016,
Ro 2014/11/0024; VwGH vom 27.05.2014, Ro 2014/11/0030; YWGH vom 17. Juni 2013, 2010/11/0021 mit Verweis auf die
Erkenntnisse vom 23. Februar 2011, 2007/11/0142 und vom 23. Mai 2012, 2008/11/0128; vgl auch VwWGH vom
20.03.2001, 2000/11/0321).

Nach der standigen Judikatur des VwGH muss ein Sachverstandigengutachten einen Befund und das eigentliche
Gutachten im engeren Sinn enthalten. Der Befund ist die vom Sachverstéandigen - wenn auch unter Zuhilfenahme
wissenschaftlicher Feststellungsmethoden - vorgenommene Tatsachenfeststellung. Die Schlussfolgerungen des
Sachverstandigen aus dem Befund, zu deren Gewinnung er seine besonderen Fachkenntnisse und Erfahrungen
benétigt, bilden das Gutachten im engeren Sinn. Eine sachversténdige AuRerung, die sich in der Abgabe eines Urteiles
(eines Gutachtens im engeren Sinn) erschopft, aber weder die Tatsachen, auf die sich dieses Urteil griindet, noch die
Art, wie diese Tatsachen ermittelt wurden, erkennen lasst, ist mit einem wesentlichen Mangel behaftet und als
Beweismittel unbrauchbar; die Behérde, die eine so geartete AuRerung ihrer Entscheidung zugrunde legt, wird ihrer
Pflicht zur Erhebung und Feststellung des maligeblichen Sachverhaltes (§8 37 AVG) nicht gerecht (VWGH vom
17.02.2004, GZ 2002/06/0151).

Hat eine Partei grundlegende Bedenken gegen ein arztliches Gutachten, dann ist es nach Ansicht des VwWGH an ihr
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gelegen, auf gleichem fachlichen Niveau diesem entgegenzutreten oder unter Anbietung von tauglichen Beweismitteln
darzutun, dass die Aussagen des arztlichen Sachverstandigen mit dem Stand der medizinischen Forschung und
Erkenntnis nicht vereinbar sind (VWGH vom 20.10.1978, 1353/78).

Eine Partei kann ein Sachverstandigengutachten nur dann erfolgreich bekampfen, wenn sie unter praziser Darstellung
der gegen die Gutachten gerichteten sachlichen Einwande ausdrucklich erklart, dass sie die Einholung eines weiteren
Gutachtens bestimmter Fachrichtung zur vollstandigen Ermittlung des Sachverhaltes fur erforderlich halte und daher
einen Antrag auf Beiziehung eines weiteren Sachverstandigen stellt (VwGH vom 23.11.1978, GZ 0705/77).

Der VWGH fiihrte aber in diesem Zusammenhang auch aus, dass keine Verletzung des Parteiengehdrs vorliegt, wenn
einem Antrag auf Einholung eines zusatzlichen Gutachtens nicht stattgegeben wird (VWGH vom 25.06.1987,
87/06/0017).

Ebenso kann die Partei Sachverstandigengutachten erfolgreich bekampfen, ohne diesem auf gleichem fachlichem
Niveau entgegentreten zu mussen, wenn es Widerspriche bzw. Ungereimtheiten im Gutachten aufzeigt (vgl. z. B.
VwGH vom 20.10.2008, GZ 2005/07/0108).

Unter dem Blickwinkel der Judikatur der Hochstgerichte, insbesondere der zitierten Entscheidungen, ist das eingeholte
Sachverstandigengutachten schliissig, nachvollziehbar und weist keine Widerspriiche auf.

Nach Wurdigung des erkennenden Gerichtes erfullt es auch die an ein arztliches Sachverstandigengutachten gestellten
Anforderungen.

Die getroffenen Einschatzungen, basieren auf den im Rahmen der persénlichen Untersuchungen eingehend
erhobenen klinischen Befunden, entsprechen den festgestellten Funktionseinschrankungen.

Dem VwGH zufolge kommt es fir die Berechtigung der zusatzlichen Eintragung in den Behindertenpass hinsichtlich
der "Unzumutbarkeit der Benltzung Offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschadigung"
entscheidend auf die Art und die Schwere der dauernden Gesundheitsschadigung und deren Auswirkungen auf die
Benutzung offentlicher Verkehrsmittel an, nicht aber auf andere Umstdnde, die die Benltzung offentlicher
Verkehrsmittel erschweren (VWGH vom 22.10.2002, GZ 2001/11/0258).

Bei Beurteilung der Frage, ob eine Benutzung &ffentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschadigung
unzumutbar ist, war vor allem auch zu prifen, wie sich die bei der bP gegebene dauernde Gesundheitsschadigung auf
die Moglichkeit des Ein- und Aussteigens und die sichere Beférderung in einem o&ffentlichen Verkehrsmittel unter
Berlcksichtigung der beim Ublichen Betrieb dieser Verkehrsmittel gegebenen Bedingungen auswirkt (VWGH vom
22.10.2002, GZ 2001/11/0242).

In den angeflihrten Gutachten wurde von dem Sachverstandigen auf die Art der Leiden und deren AusmaR, sowie die
vorgelegten Befunde der bP ausfihrlich eingegangen.

Die eingeholten Sachverstandigengutachten stehen mit den Erfahrungen des Lebens, der arztlichen Wissenschaft und
den Denkgesetzen nicht in Widerspruch.

In den Gutachten wurden alle relevanten, von der bP beigebrachten Unterlagen bzw. Befunde berticksichtigt.

Auch war den Vorbringen und vorgelegten Beweismitteln kein Anhaltspunkt zu entnehmen, die Tauglichkeit des
befassten Sachverstandigen oder dessen Beurteilung bzw. Feststellungen in Zweifel zu ziehen.

Es lag daher kein Grund vor, von den schlUssigen, widerspruchsfreien und nachvollzieh-baren Ausfiihrungen des
Sachverstandigen abzugehen.

Die Sachverstandigengutachten und die Stellungnahmen wurden im oben beschriebenen Umfang in freier
Beweiswirdigung der Entscheidung des Gerichtes zu Grunde gelegt.

3.0. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Entscheidungsrelevante Rechtsgrundlagen:

Bundesverfassungsgesetz B-VG, BGBI. Nr. 1/1930 idgF
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Bundesbehindertengesetz BBG, BGBI. Nr. 283/1990 idgF

Verordnung des Bundesministers flr Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz Uber die Ausstellung von
Behindertenpassen und von Parkausweisen, BGBI. Il Nr. 495/2013idgF

Einschatzungsverordnung, BGBI. Il Nr. 261/2010idgF

Bundesverwaltungsgerichtsgesetz BVwGG, BGBI. | Nr. 10/2013 idgF

Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz VwGVG, BGBI. | Nr. 33/2013 idgF

Verwaltungsgerichtshofgesetz VwGG, BGBI. Nr. 10/1985 idgF

Nachfolgende Bestimmungen beziehen sich auf die im Pkt. 3.1. angeflhrten Rechtsgrundlagen in der jeweils geltenden
Fassung.

3.2. Gemal Art. 130 Abs 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Gber Beschwerden

1. gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdrde wegen Rechtswidrigkeit; GemaR8 6 BVwGG entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

Gemal? § 45 Abs. 1 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem
Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen einzubringen.

Gemald § 45 Abs. 2 BBG ist ein Bescheid nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemall Abs 1 nicht stattgegeben
oder der Pass eingezogen wird.

GemalR8& 45 Abs. 3 BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.

GemaR § 45 Abs. 4 BBG hat bei Senatsentscheidungen in Verfahren gemal3 Abs 3 eine Vertreterin oder ein Vertreter
der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung als fachkundige Laienrichterin oder fachkundiger
Laienrichter mitzuwirken. Die fachkundigen Laienrichterinnen oder Laienrichter (Ersatzmitglieder) haben fir die
jeweiligen Agenden die erforderliche Qualifikation (insbesondere Fachkunde im Bereich des Sozialrechts) aufzuweisen.

Gemal 8 45 Abs. 5 BBG entsendet die im § 10 Abs. 1 Z 6 des BBG genannte Vereinigung die Vertreterin oder den
Vertreter der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung. Hinsichtlich der Aufteilung des
Nominierungsrechtes auf gleichartige Vereinigungen ist 8 10 Abs 2 des BBG anzuwenden. Fir jede Vertreterin und
jeden Vertreter ist jeweils auch die erforderliche Anzahl von Ersatzmitgliedern zu entsenden.

In Anwendung des Art. 130 Abs 1 Z 1 B-VG iVm8 45 Abs 3 BBG wird die Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes
in der zugrundeliegenden Beschwerdeangelegenheit begriindet und fallt die Entscheidung der gegenstandlichen
Rechtssache jenem Richtersenat zu, der unter BerUcksichtigung der zitierten Bestimmungen in der Geschaftsverteilung
des Bundesverwaltungsgerichtes dafur vorgesehen ist. Der erkennende Senat ist daher in diesem
Beschwerdeverfahren zustandig.

3.3. GemalR§ 17 VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
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verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Gemal 8 27 VwWGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (8 9 Abs 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der
Erklarung Gber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs 3) zu Uberprufen.

GemalR§ 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das
Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

GemalR § 28 Abs 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemal Art. 130 Abs 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der maligebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maf3geblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.

Bezugnehmend auf die zitierten Bestimmungen waren die unter Pkt. 3.1. im Generellen und die unter Pkt. 3.2 ff im
Speziellen angefuhrten Rechtsgrundlagen fiir dieses Verfahren in Anwendung zu bringen.

3.4. GemaR 8 1 Abs 1 BBG soll Behinderten und von konkreter Behinderung bedrohten Menschen durch die in diesem
Bundesgesetz vorgesehenen MalRnahmen die bestmdgliche Teilnahme am gesellschaftlichen Leben gesichert werden.

GemalR§ 1 Abs 2 BBG ist unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes die Auswirkung einer nicht nur
vorubergehenden korperlichen, geistigen oder psychischen

Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am
Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur voribergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich
sechs Monaten.

Gemal § 40 Abs 1 BBG ist behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Inland und einem
Grad der Behinderung oder einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50% auf Antrag vom Bundesamt fir
Soziales und Behindertenwesen (§ 45) ein Behindertenpass auszustellen, wenn

1. ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbsfahigkeit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften durch
Bescheid oder Urteil festgestellt ist oder

2. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invaliditat, Berufsunfahigkeit, Dienstunfahigkeit oder dauernder
Erwerbsunfdhigkeit Geldleistungen beziehen oder

3. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein Pflegegeld, eine Pflegezulage, eine Blindenzulage oder eine gleichartige
Leistung erhalten oder

4. fUr sie erhdhte Familienbeihilfe bezogen wird oder sie selbst erhdhte Familienbeihilfe beziehen oder

5. sie dem Personenkreis der begunstigten Behinderten im Sinne des Behinderteneinstellungsgesetzes,BGBI. Nr.
22/1970, angehoren.

Gemal? § 40 Abs 2 BBG st behinderten Menschen, die nicht dem im Abs 1 angeflUhrten Personenkreis angehéren, ein
Behindertenpass auszustellen, wenn und insoweit das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen auf Grund von
Vereinbarungen des Bundes mit dem jeweiligen Land oder auf Grund anderer Rechtsvorschriften hiezu erméchtigt ist.

GemalR 8 41 Abs 1 BBG gilt als Nachweis fur das Vorliegen der im 8 40 genannten Voraussetzungen der letzte
rechtskraftige Bescheid eines Rehabilitationstragers (8 3), ein rechtskraftiges Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits-
und Sozialgerichtsgesetz, BGBI. Nr. 104/1985, ein rechtskraftiges Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes oder die
Mitteilung Gber die Gewdhrung der erhdhten Familienbeihilfe gemal § 8 Abs 5 des Familienlastenausgleichsgesetzes
1967, BGBI. Nr. 376.

Das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung (BGBI. Il Nr. 261/2010) unter Mitwirkung von arztlichen Sachverstandigen einzuschatzen,

wenn

1. nach bundesgesetzlichen Vorschriften Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden und die hiefir
mafRgebenden Vorschriften keine Einschatzung vorsehen oder
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2. zwei oder mehr Einschatzungen nach bundesgesetzlichen Vorschriften vorliegen und keine Gesamteinschatzung
vorgenommen wurde oder

3. ein Fall des & 40 Abs 2 vorliegt.

Gemal? § 41 Abs 2 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung ohne Durchfihrung eines Ermittlungsverfahrens zuriickzuweisen,
wenn seit der letzten rechtskraftigen Entscheidung noch kein Jahr vergangen ist. Dies gilt nicht, wenn eine
offenkundige Anderung einer Funktionsbeeintréchtigung glaubhaft geltend gemacht wird.

GemaR 8 42 Abs 1 BBG hat der Behindertenpass den Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das
Geburtsdatum, eine allfallige Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung
der Erwerbsfahigkeit zu enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche Eintragungen, die dem
Nachweis von Rechten und Verglnstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zulassig. Die
Eintragung ist vom Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen.

GemiaR§ 42 Abs 2 BBG ist der Behindertenpass unbefristet auszustellen, wenn keine Anderung in den
Voraussetzungen zu erwarten ist.

GemaR § 43 Abs 1 BBG hat das Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen, sofern Anderungen eintreten, durch
die behdrdliche Eintragungen im Behindertenpass berthrt werden, erforderlichenfalls einen neuen Behindertenpass
auszustellen. Bei Wegfall der Voraussetzungen ist der Behindertenpass einzuziehen.

GemalR § 43 Abs 2 BBG ist der Besitzer des Behindertenpasses verpflichtet, dem Bundesamt fir Soziales und
Behindertenwesen binnen vier Wochen jede Anderung anzuzeigen, durch die behérdliche Eintragungen im
Behindertenpass berlhrt werden, und Uber Aufforderung dem Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen den
Behindertenpass vorzulegen.

GemaR § 45 Abs 1 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem
Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen einzubringen.

Gemald § 45 Abs 2 BBGiist ein Bescheid nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemaf3 Abs 1 nicht stattgegeben, das
Verfahren eingestellt (841 Abs 3) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt
Bescheidcharakter zu.

GemalR 8§ 47 BBG ist der Bundesminister flr Arbeit und Soziales ermachtigt, mit Verordnung die naheren
Bestimmungen Uber den nach § 40 auszustellenden Behindertenpass und damit verbundene Berechtigungen
festzusetzen.

Gemall 8 1 Abs 1 der Verordnung des Bundesministers flur Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz tber die
Ausstellung von Behindertenpdssen und von Parkausweisen wird der Behindertenpass als Karte aus Polyvinylchlorid
hergestellt und hat nach Form und Inhalt dem Muster der Anlage A zu entsprechen. Seine Gesamtabmessungen haben
53,98 mm in der H6he und 85,60 mm in der Breite zu betragen. GemaR Abs 2 leg cit hat der Behindertenpass auf der
Vorderseite zu enthalten:

1. die Bezeichnung "Behindertenpass" in deutscher, englischer und franzdsischer Sprache;

2. den Familien- oder Nachnamen, Vorname(n), akademischen Grad oder Standesbezeichnung des Menschen mit
Behinderung;

3. das Geburtsdatum;

4. den Verfahrensordnungsbegriff;

5. den Grad der Behinderung oder die Minderung der Erwerbsfahigkeit;
6. das Antragsdatum;

7. das Ausstellungsdatum;

8. die ausstellende Behorde;
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9. eine allfallige Befristung;

10. eine Braillezeile mit dem Ausdruck "Behindertenpass";

11. ein Hologramm in Form des Bundeswappens mit dem Schriftzug "Sozialministeriumservice" im Hintergrund;
12. das Logo des Sozialministeriumservice;

13. einen QR-Code, mit dem auf der Homepage des Sozialministeriumservice nahere Informationen zum

Behindertenpass und den einzelnen Zusatzeintragungen abgerufen werden kdnnen sowie

14. ein der Bestimmung des 8 4 der Passgesetz-Durchfihrungsverordnung,BGBI. II Nr. 223/2006, entsprechendes
Lichtbild.

Gemal} Abs 3 leg cit haben die auBeren Merkmale des Tragermaterials des Behindertenpasses der ISO/IEC-Norm 7810
zu entsprechen. Das Tragermaterial hat folgende Falschungssicherheitsmerkmale zu enthalten:

1. Hologramm in Form des Bundeswappens mit dem Schriftzug "Sozialministeriumservice" im Hintergrund;
2. UV-Lack;

3. Brailleschrift;

4. Guillochenraster und

5. Mikroschrift auf der Ruckseite.

Der Behindertenpass darf nur von einem vom Bundesministerium flr Arbeit, Soziales und Konsumenten-schutz

bestimmten Dienstleister hergestellt werden.

Gemal Abs 4 leg cit ist auf Antrag des Menschen mit Behinderung jedenfalls einzutragen:
1. die Art der Behinderung, etwa dass der Inhaber/die Inhaberin des Passes

a) Uberwiegend auf den Gebrauch eines Rollstuhles angewiesen ist;

diese Eintragung ist vorzunehmen, wenn die Voraussetzungen fir eine diagnosebezogene Mindesteinstufung im Sinne
des § 4a Abs. 1 bis 3 des Bundespflegegeldgesetzes (BPGG), BGBI. Nr. 110/1993, vorliegen. Bei Kindern und
Jugendlichen gelten jedoch dieselben Voraussetzungen ab dem vollendeten 36. Lebensmonat.

b) blind oder hochgradig sehbehindert ist;

diese Eintragung ist vorzunehmen, wenn die Voraussetzungen fir eine diagnosebezogene Mindesteinstufung im Sinne
des § 4a Abs. 4 oder 5 BPGG vorliegen.

c) gehorlos oder schwer horbehindert ist;

die Eintragung gehorlos ist bei einem Grad der Behinderung von 80% entsprechend der Positionsnummer 12.02.01 der
Anlage zur Einschatzungsverordnung, BGBI. Il Nr. 261/2010, bzw. einem Grad der Behinderung von 70% aufgrund der
Position 643 nach der Richtsatzverordnung BGBI. Nr. 150/1965, vorzunehmen.

Die Eintragung schwer horbehindert ist ab einem Grad der Behinderung von 50% auf der Grundlage der
Positionsnummer 12.02.01 der Anlage zur Einschatzungsverordnung, bzw. der Position 643 nach der

Richtsatzverordnung, vorzunehmen.

Bei Kindern und Jugendlichen bis zum vollendeten 10. Lebensjahr muss ein Grad der Behinderung von 90%, vom 11.
Lebensjahr bis zum vollendeten 14. Lebensjahr ein Grad der Behinderung von 80% entsprechend der
Positionsnummer 12.02.01 der Anlage zur Einschatzungs-verordnung vorliegen.

d) taubblind ist;

diese Eintragung ist vorzunehmen, wenn die Voraussetzungen fir eine diagnosebezogene Mindesteinstufung im Sinne
des 8 4a Abs. 6 BPGG vorliegen.

e) Trager/Tragerin eines Cochlear-Implantates ist;

f) Epileptiker/Epileptikerin ist;
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diese Eintragung ist vorzunehmen, wenn eine Diagnose entsprechend Abschnitt 04.10.02 oder 04.10.03 der Anlage zur
Einschatzungsverordnung bzw. der Positionsnummern 573 oder 574 nach der Richtsatzverordnung vorliegt.

g) eine Gesundheitsschadigung gemal? § 2 Abs. 1 erster Teilstrich der Verordnung des Bundes-ministers fur Finanzen
Uber auBBergewohnliche Belastungen, BGBI. Nr. 303/1996, aufweist;

diese Eintragung ist vorzunehmen, wenn Tuberkulose, Zuckerkrankheit, Zdliakie oder Aids entsprechend einem
festgestellten Grad der Behinderung von mindestens 20% vorliegt. Der Zéliakie sind die Phenylketonurie (PKU) und
ahnliche schwere Stoffwechselerkrankungen im Sinne des Abschnittes 09.03. der Anlage zur Einschatzungsverordnung
gleichzuhalten.

h) eine Gesundheitsschadigung gemal? 8 2 Abs. 1 zweiter Teilstrich der Verordnung des Bundesministers fur Finanzen
Uber auBergewdhnliche Belastungen aufweist;

diese Eintragung ist bei Vorliegen einer Gallen-, Leber- oder Nierenerkrankung mit einem festgestellten Grad der

Behinderung von mindestens 20% vorzunehmen.

i) eine Gesundheitsschadigung gemald 8 2 Abs. 1 dritter Teilstrich der Verordnung des Bundes-ministers fur Finanzen
Uber auBergewdhnliche Belastungen aufweist;

diese Eintragung ist bei Funktionsbeeintrachtigungen im Sinne der Abschnitte 07 und 09 der Anlage zur
Einschatzungsverordnung sowie bei Malignomen des Verdauungstraktes im Sinne des Abschnittes 13 der Anlage zur
Einschatzungsverordnung entsprechend einem festgestellten Grad der Behinderung von mindestens 20%

vorzunehmen.

j) Trager/Tragerin von Osteosynthesematerial ist;

k) Trager/Tragerin einer Orthese ist;

[) Trager/Tragerin einer Prothese ist.

2. die Feststellung, dass der Inhaber/die Inhaberin des Passes
a) einer Begleitperson bedarf;

diese Eintragung ist vorzunehmen bei

Passinhabern/Passinhaberinnen, die Uber eine Eintragung nach Abs. 4 Z.1 lit. a verfiigen;

Passinhabern/Passinhaberinnen, die Uber eine Eintragung nach Abs. 4 Z 1 lit. b oder d verfigen;

bewegungseingeschrankten Menschen ab dem vollendeten 6. Lebensjahr, die zur Fortbewegung im &ffentlichen Raum
standig der Hilfe einer zweiten Person bedurfen;

Kindern ab dem vollendeten 6. Lebensjahr und Jugendlichen mit deutlicher Entwicklungsverzégerung und/oder
ausgepragten Verhaltensveranderungen;

Menschen ab dem vollendeten 6. Lebensjahr mit kognitiven Einschrankungen, die im o&ffentlichen Raum zur
Orientierung und Vermeidung von Eigengefahrdung standiger Hilfe einer zweiten Person bedtirfen, und

schwerst behinderten Kindern ab Geburt bis zum vollendeten 6. Lebensjahr, die dauernd Uberwacht werden mussen
(z. B. Aspirationsgefahr).

b) die FahrpreisermaRigung nach dem Bundesbehindertengesetz in Anspruch nehmen kann;

diese Eintragung ist bei Menschen mit Behinderung, die dem Personenkreis des § 48 des Bundesbehindertengesetzes
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angehoren, bei Vorliegen eines festgestellten Grades der Behinderung/einer festgestellten Minderung der
Erwerbsfahigkeit von mindestens 70% bzw. bei Bezug von Pflegegeld oder anderen vergleichbaren Leistungen nach
bundes- oder landesgesetzlichen Vorschriften vorzunehmen.

c) einen geprtften Assistenzhund besitzt;

3. die Feststellung, dass dem Inhaber/der Inhaberin des Passes die Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen
dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar ist; die Benultzung o6ffentlicher
Verkehrsmittel ist insbesondere dann nicht zumutbar, wenn das 36. Lebensmonat vollendet ist und

erhebliche Einschrankungen der Funktionen der unteren Extremitaten oder

erhebliche Einschrankungen der kdrperlichen Belastbarkeit oder

erhebliche Einschrankungen psychischer, neurologischer oder intellektueller Fahigkeiten, Funktionen oder

eine schwere anhaltende Erkrankung des Immunsystems oder

eine hochgradige Sehbehinderung, Blindheit oder Taubblindheit nach Abs. 4 Z 1 lit. b oder d
vorliegen.

Gemald Abs 5 leg cit bildet ein Gutachten eines/einer arztlichen Sachverstandigen des Sozialministeriumservice die
Grundlage fur die Beurteilung, ob die Voraussetzungen fir die in Abs. 4 genannten Eintragungen erfullt sind. Soweit es
zur ganzheitlichen Beurteilung der Funktionsbeeintrachtigungen erforderlich erscheint, kdnnen Experten/Expertinnen
aus anderen Fachbereichen beigezogen werden. Bei der Ermittlung der Funktions-beeintrachtigungen sind alle
zumutbaren therapeutischen Optionen, wechselseitigen Beeinflussungen und Kompensationsmoglichkeiten zu

bertcksichtigen.

Gemall Abs 6 leg cit sind die im Abs. 4 angefiihrten Eintragungen auf der Rlckseite entweder in Form von
Piktogrammen oder in Form von Schriftziigen vorzunehmen, Der Behindertenpass ist gem § 2 leg cit in deutscher
Sprache auszustellen; die Bezeichnung "Behindertenpass" ist auch in englischer und franzosischer Sprache

anzubringen.

Gemal’ 8 3 Abs 1 leg cit ist dem Behindertenpassinhaber/der Behindertenpassinhaberin, zum Nachweis, dass er/sie
Uber die Eintragung "Unzumutbarkeit der Benltzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung" verfugt, die im 8 29b Abs 2 bis 4 der StraRBenverkehrsordnung
1960, BGBI. 159 (StVO), genannten Berechtigungen in Anspruch nehmen kann, ein Parkausweis auszustellen. Die in
einem gultigen Behindertenpass enthaltene Eintragung "Unzumutbarkeit der Benttzung o6ffentlicher Verkehrsmittel
wegen dauernder Gesundheitsschadigung oder Blindheit" ist der Eintragung "Unzumutbarkeit der Benutzung
offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitdtseinschrankung aufgrund einer Behinderung" gleichzuhalten.

Gemald Abs 2 leg cit ist der Ausweis plastifiziert und mit einer Héhe von 106 mm und einer Breite von 148 mm
auszufuhren. Der Ausweis ist mit einem 35 x 45 mm grolRen Lichtbild des Ausweisinhabers/der Ausweisinhaberin

auszustatten.

Gemal} Abs 3 leg cit hat der Parkausweis dem in der Anlage B enthaltenen Muster zu entsprechen. Auf der Vorderseite
der Anlage B ist zwischen dem mehrsprachigen Text und dem Textteil "Modell der Europaischen Gemeinschaften" eine
allfallige Befristung einzutragen.

Gemal’ 8 5 Abs 3 Z 2 leg cit bleiben Behindertenpasse, die vor dem in Z 1 genannten Zeitpunkt unbefristet ausgestellt
wurden, weiterhin gultig; Gleiches gilt fur bestehende Eintragungen in Behindertenpassen. Gemall Z 3 werden
Behindertenpdsse im Scheckkartenformat nur bei Antrégen, die ab dem 1. September 2016 im



Sozialministeriumservice einlangen, ausgestellt; ein automatischer Umtausch von Behindertenpdssen findet nicht
statt.

Gemald § 1 der Einschatzungsverordnung ist unter Behinderung die Auswirkung einer nicht nur voribergehenden
korperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu
verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft, insbesondere am allgemeinen Erwerbsleben, zu
erschweren. Als nicht nur voribergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten.

Gemall § 2 Abs 1 leg cit sind die Auswirkungen der Funktionsbeeintrachtigungen als Grad der Behinderung zu
beurteilen. Der Grad der Behinderung wird nach Art und Schwere der Funktionsbeeintrachtigung in festen Satzen oder
Rahmensatzen in der Anlage der Einschatzungsverordnung festgelegt. Die Anlage bildet einen Bestandteil dieser
Verordnung.

Gemal? 8 2 Abs 2 leg cit ist bei Auswirkungen von Funktionsbeeintrachtigungen, die nicht in der Anlage angefuhrt sind,
der Grad der Behinderung in Analogie zu vergleichbaren Funktionsbeeintrachtigungen festzulegen.

Gemal? § 2 Abs 3 leg cit ist der Grad der Behinderung nach durch zehn teilbaren Hundertsatzen festzustellen. Ein um
funf geringerer Grad der Behinderung wird von ihnen mit umfasst. Das Ergebnis der Einschatzung innerhalb eines
Rahmensatzes ist zu begrinden.

Gemal § 3 Abs 1 leg cit ist eine Einschatzung des Gesamtgrades der Behinderung dann vorzunehmen, wenn mehrere
Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen. Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung sind die einzelnen
Werte der Funktionsbeeintrachtigungen nicht zu addieren. MaRgebend sind die Auswirkungen der einzelnen
Funktionsbeeintrachtigungen in ihrer Gesamtheit unter BerUcksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen
zueinander.

Gemall § 3 Abs 2 leg cit ist bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung zunachst von jener
Funktionsbeeintrachtigung auszugehen, fir die der héchste Wert festgestellt wurde. In der Folge ist zu prifen, ob und
inwieweit dieser durch die weiteren Funktionsbeeintrachtigungen erhdht wird. Gesundheitsschadigungen mit einem
Ausmall von weniger als 20 vH sind auBer Betracht zu lassen, sofern eine solche Gesundheitsschadigung im
Zusammenwirken mit einer anderen Gesundheitsschadigung keine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung verursacht.

Bei Uberschneidungen von Funktionsbeeintréchtigungen ist grundsatzlich vom héheren Grad der Behinderung
auszugehen.

Gemal? § 3 Abs 3 leg cit liegt eine wechselseitige Beeinflussung der Funktionsbeeintrachtigungen, die geeignet ist, eine
Erhdhung des Grades der Behinderung zu bewirken, vor, wenn

sich eine Funktionsbeeintrachtigung auf eine andere besonders nachteilig auswirkt,

zwei oder mehrere Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen, die gemeinsam zu einer wesentlichen
Funktionsbeeintrachtigung fihren.

Gemal § 3 Abs 4 leg cit ist eine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung dann gegeben, wenn das Gesamtbild der
Behinderung eine andere Beurteilung gerechtfertigt erscheinen lasst, als die einzelnen Funktionsbeeintrachtigungen
alleine.

Gemald § 4 Abs 1 leg cit bildet die Grundlage fur die Einschatzung des Grades der Behinderung die Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen im kérperlichen, geistigen, psychischen Bereich oder in der Sinneswahrnehmung in Form
eines arztlichen Sachverstandigengutachtens. Erforderlichenfalls sind Experten aus anderen Fachbereichen -
beispielsweise Psychologen - zur ganzheitlichen Beurteilung heran zu ziehen.

Gemal? § 4 Abs 2 leg cit hat das Gutachten neben den persdnlichen Daten die Anamnese, den Untersuchungsbefund,
die Diagnosen, die Einschatzung des Grades der Behinderung, eine Begriindung fir die Einschatzung des Grades der
Behinderung innerhalb eines Rahmensatzes sowie die Erstellung des Gesamtgrades der Behinderung und dessen
Begrindung zu enthalten.

Nach der standigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes hat die Gesamtbeurteilung mehrerer Leidenszustande



nicht im Wege einer Addition der aus den Richtsatzpositionen sich ergebenden Hundertsdtze der Minderung der
Erwerbsfahigkeit zu erfolgen, sondern nach den Grundsatzen des 8 3 der genannten Richtsatzverordnung. Nach dieser
Bestimmung ist dann, wenn mehrere Leiden zusammentreffen, bei der Einschatzung der Minderung der
Erwerbsfahigkeit zundchst von der Gesundheitsschadigung auszugehen, die die hochste Minderung der
Erwerbsfahigkeit verursacht. Sodann ist zu prifen, ob und inwieweit der durch die Gesamteinschatzung zu erfassende
Leidenszustand infolge des Zusammenwirkens aller zu berucksichtigenden Gesundheitsschadigungen eine hdhere
Einschatzung der Minderung der Erwerbsfahigkeit rechtfertigt, wobei im Falle der Beurteilung nach dem BEinstG
gemal § 27 Abs 1 dieses Gesetzes Gesundheitsschadigungen mit einem Ausmald von weniger als 20 v H. auBer
Betracht zu lassen sind, sofern eine solche Gesundheitsschadigung im Zusammenwirken mit einer anderen
Gesundheitsschadigung keine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung verursacht (u.a VwGH vom 24. September 2003,
ZI.2003/11/0032; VWGH vom 21. August 2014, ZI. Ro 2014/11/0023-7).

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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